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Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Dätgen 
(Abwassersatzung) 
 
 
Inhalt: 
Neufassung vom 20.12.2017, veröffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 52 vom 29.12.2017 
 
Historik: 
Satzung vom 30.4.87, veröffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 19 vom 8.5.87 
 
 
Aufgrund der §§ 4, 17 der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 10.12.2014 (GVOBI. Schl.-H- S. 471), der §§ 1, 2, 6, 8 und 9a des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 10.01.2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 27) und des § 30 Abs. 2 des Landeswassergesetzes (LWG) Schleswig-
Holstein in der Fassung vom 11.02.2008 (GVOBl. S.-H. 2008, S. 91) wird nach Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung vom 11.10.2017 die folgende Satzung erlassen:  
 
 
§ 1 - Allgemeines 
 
(1)  Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemeinde Dätgen.  
 
(2) Die Gemeinde Dätgen betreibt die Abwasserbeseitigung in dem in Abs. 1 be-

schriebenen Gebiet als jeweils eine selbstständige öffentliche Einrichtung zur  
 

a) zentralen Beseitigung von Schmutzwasser und  
b) zentralen Beseitigung von Niederschlagswasser 

 
(3) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sons-

tigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trocken-
wetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Grundstücken ge-
sammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Nicht als Abwasser im Sinne 
dieser Satzung gelten das durch landwirtschaftlichen Gebrauch verunreinigte Ab-
wasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden, sowie Jauche und Gülle.  
 

(4) Die Abwasserbeseitigung umfasst 
 

1. das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln von Schmutzwasser und Niederschlagswasser, 

 
2. die Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen. 
 

(5) Die Gemeinde Dätgen schafft die für die Abwasserbeseitigung erforderlichen An-
lagen und Einrichtungen, bestehend aus dem Klärwerk, den Abwasserbehand-
lungsanlagen für Niederschlagswasser sowie dem öffentliche Kanalnetz (Abwas-
seranlage). Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben Anlagen und Einrichtungen Drit-
ter in Anspruch nehmen oder Dritte mit der Durchführung beauftragen. 
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(6) Zur zentralen Abwasserbeseitigungseinrichtung gehört das gesamte öffentliche 

Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen Einrichtungen wie 
 

a) die Zentralanlagen, bestehend aus Hauptsammlern, Druckleitungen und Hebe-
anlagen,  
 

b)  die Straßenkanäle mit Reinigungs- und Kontrollschächten, 
 
c) alle öffentlichen Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers, wie z.B. Klär-

werk, Regenklär- und/oder rückhaltebecken und ähnliche Anlagen, 
 

d) offene und verrohrte Gräben und solche Gewässer, die Bestandteil der Abwas-
serbeseitigungsanlagen geworden sind, 

 
e) öffentliche Versickerungsanlagen, Bodenfilter, 

 
f)  die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen, wenn sich die Gemein-

de Dätgen ihrer zur Abwasserbeseitigung bedient und zu ihrer Unterhaltung 
beiträgt. 

 
(7) Der Grundstücksanschluss (Anschlusskanal für Schmutz- und Niederschlagswas-

ser bzw. Mischwasser einschließlich Kontrollschacht) ist Bestandteil der zentralen 
öffentlichen Einrichtung.  
Grundstücksanschlusskanal ist die Verbindungsleitung vom öffentlichen Abwas-
serkanal (Sammler) bis etwa 1 m hinter der Grundstücksgrenze des zu entwäs-
sernden Grundstücks einschließlich Kontrollschacht. Sofern bei großen Gewerbe-
grundstücken für den Anschlusskanal ein Konrollschacht auf dem Hauptkanal er-
forderlich ist, kann der Kontrollschacht gemäß Satz 2 auf dem Grundstück entfal-
len. Bei Hinterliegergrundstücken endet der Grundstücksanschluss etwa 1 m hinter 
der Grundstücksgrenze des trennenden oder vermittelnden Grundstücks zur Flä-
che, in der sich der öffentliche Abwasserkanal befindet.  
 

(8) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer 
Herstellung, ihres Aus- und Umbaus, ihrer Beseitigung sowie den Betrieb eines 
Trennsystems, nur eines Schmutzwassersystems oder eines Mischsystems be-
stimmt die Gemeinde Dätgen im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseiti-
gungspflicht unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit; ent-
sprechendes gilt für Einrichtungen und Vorkehrungen, die für die dezentrale Ab-
wasserbeseitigung erforderlich sind.  

 
 
§ 2 - Grundstück 
 
Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grundbuchrecht. Dar-
über hinaus gelten als ein Grundstück alle Grundstücke des gleichen Grundstücksei-
gentümers, die auf Grund ihrer gemeinsamen Nutzung eine wirtschaftliche Einheit bil-
den. 
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§ 3 - Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Berechtigter und Verpflichteter im Sinne dieser Satzung ist der Grundstückseigen-

tümer. Die Rechte und Pflichten des Grundstückseigentümers gelten entspre-
chend für die zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigten und für Inhaber 
eines auf dem Grundstück befindlichen Gewerbebetriebes. Mehrere Verpflichtete 
sind Gesamtschuldner. 
 

(2) Jeder Eigentumswechsel an einem Grundstück ist binnen zwei Wochen der Ge-
meinde Dätgen anzuzeigen. Unterlassen der bisherige Eigentümer oder der neue 
Eigentümer die Anzeige, so sind beide Gesamtschuldner, bis die Gemeinde Dät-
gen Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

 
 
§ 4 - Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat vorbehaltlich § 5 das Recht, sein Grundstück an 

die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch eine Straße erschlossen ist, in 
der betriebsfertige Abwasserkanäle mit Anschlusskanälen zu seinem Grundstück 
vorhanden sind (Anschlussrecht). Bei anderen Grundstücken kann die Gemeinde 
auf Antrag den Anschluss zulassen. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer hat vorbehaltlich § 6 das Recht, nach dem betriebsfer-

tigen Anschluss seines Grundstücks an die Abwasseranlage die auf seinem 
Grundstück anfallenden Abwässer in die Abwasseranlage einzuleiten (Benut-
zungsrecht). 
 

(3) Soweit die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 nicht vorliegen, hat der Grund-
stückseigentümer das Recht vom Amt Nortorfer Land, dem die Aufgabe gemäß § 5 
der Amtsordnung übertragen wurde, zu verlangen, dass der in Kleinkläranlagen 
anfallende Schlamm oder das in abflusslosen Gruben gesammelte Abwasser ab-
gefahren und behandelt wird. 

 
 
§ 5 - Begrenzung des Anschlussrechts 
 
(1) Die Gemeinde Dätgen kann den Anschluss ganz oder teilweise widerruflich oder be-

fristet versagen, wenn 
 

a) das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht zusammen mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abwässern beseitigt werden kann, 
 

b) eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismä-
ßig hohen Aufwandes nicht möglich ist. 

 
(2) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf Schmutz- und Nieder-

schlagswasser nur den dafür bestimmten Leitungen zugeführt werden. 
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(3) Sofern der Anschluss nach Abs. 1 versagt wurde, hat der Grundstückseigentümer 
auf seinem Grundstück eine Kleinkläranlage oder abflusslose Grube zu errichten und 
zu betreiben.  

 
 
§ 6 - Begrenzung des Benutzungsrechts 
 
(1) Die zur zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigung bestimmten Abwasseranlagen 

dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung und nach den Vorschriften dieser 
Satzung benutzt werden. Das Benutzungsrecht ist ausgeschlossen, soweit der 
Grundstückseigentümer zur Abwasserbeseitigung verpflichtet und die Gemeinde 
Dätgen von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. Bei Trennsystem darf 
Schmutzwasser nur in den dafür vorgesehenen Schmutzwasserkanal, Nieder-
schlagswasser nur in den dafür vorgesehenen Niederschlagswasserkanal eingeleitet 
werden. 

 
(2) In die öffentlichen Abwasseranlagen darf nur Abwasser eingeleitet werden, das so 

beschaffen ist, dass dadurch nicht 
 

a) die Anlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährdet oder beschädigt 
werden können, 

 
b) die Beschäftigten gefährdet oder ihre Gesundheit beeinträchtigt werden kön-

nen, 
 
c) die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beeinträchtigt wird, 
 
d) der Betrieb der Abwasserbehandlung erschwert, behindert oder beeinträchtigt 

wird, 
 
e) die Funktion der Abwasseranlage so erheblich gestört werden kann, dass 

dadurch die Anforderungen an die Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können, oder 

 
f) sonstige schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, 

eintreten. 
 
(3) Ausgeschlossen ist insbesondere die Einleitung von  
 

a) Stoffen, die Leitungen verstopfen können, 
 
b) Abwasser, das schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten kann, 
 
c) Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranlagen angreift oder 

die biologischen Funktionen schädigt, 
 
d) infektiösen Stoffen und Medikamenten, 
 
e) Farbstoffen, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der 

Kläranlage oder im Gewässer führen, 
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f) festen Stoffen, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Kü-
chenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, 
grobes Papier u.ä., 

 
g) Kunstharz, Lacke, Lösungsmittel, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, 

flüssige und später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren 
Emulsionen; 

 
h) Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern; 
 
i) Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlachtabfälle, Blut und Molke; 
 
j) Kaltreinigern, die chlorierte Wasserstoffe enthalten oder die die Ölabscheidung 

verhindern; 
 
k) Absetzgut, Schlämmen oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, 

Räumgut aus Kleinkläranlagen und Abortanlagen; 
 
l) feuergefährlichen, explosiven, giftigen, fett- oder ölhaltigen Stoffen, wie z.B. 

Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich 
des durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers; 

 
m) Säuren und Laugen, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgene, Schwefelwas-

serstoff, Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Kerbide, 
die Azethylen bilden, ausgesprochen toxische Stoffe; 

 
n) Stoffen oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langle-

bigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigen-
den oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, polycyclische Aro-
mate, Phenole; 

 
o) Abwasser aus Betrieben, insbesondere Laboratorien und Instituten, in denen 

Kombinationen von Nukleinsäuren geschaffen oder mit gentechnisch manipu-
lierten Organismen gearbeitet wird; 

 
p) Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
° wenn die Einleitung nach § 33 Landeswassergesetz genehmigungspflich-

tig ist, solange die Genehmigung nicht erteilt ist, 
° das wärmer als + 35 Grad Celsius ist, auch die Einleitung von Dampf, 
° das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
° das aufschwimmende Öle und Fette enthält. 

 
q) Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht. 

 
(4) Für die Einleitung von Schadstoffen gelten die jeweils durch öffentliche Bekanntma-

chung veröffentlichten Grenzwerte (Allgemeine Einleitungsbedingungen). 
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(5) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der 
Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere dessen § 
47, entspricht. 

 
(6) Ausgenommen von Absätzen 2, 3 und 5 sind 
 

1. unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, 
wie sie auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind, 

 
2. Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten 

werden können und deren Einleitung die Gemeinde im Einzelfall gegenüber 
dem Grundstückseigentümer zugelassen hat. 

 
(7) Grundwasser, Quellwasser und Drainwasser aus landwirtschaftlichen Drainagen darf 

in Abwasserkanäle nicht eingeleitet werden. Unbelastetes Drainwasser aus Haus-
drainagen darf in Schmutzwasserkanäle und Mischwasserkanäle nicht eingeleitet 
werden. Die Einleitung von unbelastetem Drainwasser aus Hausdrainagen in Nieder-
schlagswasserkanäle ist auf Antrag des Grundstückseigentümers mit vorheriger Zu-
stimmung der Gemeinde Dätgen zulässig; zugleich sind die Bedingungen für die Ein-
leitung, insbesondere die dafür zu zahlenden Entgelte zu regeln. 

 
(8) Abwasser, das als Kühlwasser benutzt worden und unbelastet ist, darf nicht in 

Mischwasser- und Schmutzwasserkanäle eingeleitet werden. Die Gemeinde Dätgen 
kann auf Antrag die Einleitung in Niederschlagswasserkanäle zulassen. 

 
(9) Wasser, das zum Waschen von Fahrzeugen oder Fahrzeugteilen verwandt worden 

ist, darf über Straßeneinläufe und in Niederschlagswasserkanäle nicht eingeleitet 
werden. Soweit Fahrzeuge oder Fahrzeugteile auf Grundstücken gewaschen werden, 
ist das Waschwasser in Misch- oder Schmutzwasserkanäle einzuleiten. Abs. 13 bleibt 
unberührt. 

 
(10) Darüber hinaus kann die Gemeinde Dätgen im Einzelfall Mengen- und Frachtgrenzen 

festlegen, die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen oder 
von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des 
Betriebspersonals, zum Schutz und zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Abwas-
serbeseitigungseinrichtung, zur Verbesserung der Reinigungsfähigkeit des Abwas-
sers oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Abwasserbeseitigungseinrichtung gel-
tenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen eines wasser-
rechtlichen Bescheids, erforderlich ist. 

 
(11) Die Gemeinde Dätgen kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf 

dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung 
des Abwassers erfolgt. Sie kann verlangen, dass geeignete Messgeräte und Selbst-
überwachungseinrichtungen eingebaut und betrieben werden. Betriebe, in denen 
Benzin, Benzol, Öle oder Fette ins Abwasser gelangen können, haben Vorrichtungen 
zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser zu betreiben (Abscheider). Das 
Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu ent-
sorgen und darf an keiner anderen Stelle dem Abwassernetz zugeführt werden.  

 
(12) Die Verdünnung von Schmutzwasser zur Einhaltung von Grenz- oder Einleitungswer-

ten ist unzulässig. 
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(13) Die Gemeinde Dätgen kann befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den 

Anforderungen der Absätze 2 bis 11 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beab-
sichtigte Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der 
Befreiung nicht entgegenstehen, insbesondere die technischen Voraussetzungen 
gegeben sind. 

 
(14) Wenn Stoffe, deren Einleitung nach den vorstehenden Vorschriften untersagt ist, in 

die Abwasserbeseitigungseinrichtung gelangen, hat der Grundstückseigentümer dies 
der Gemeinde Dätgen unverzüglich anzuzeigen. Die Änderung von Art und Menge 
des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers hat der Grundstückseigentümer 
ebenfalls unverzüglich anzuzeigen und nachzuweisen. Die Gemeinde Dätgen kann 
vom Grundstückseigentümer jederzeit Auskunft über die Art und Menge des eingelei-
teten oder einzuleitenden Abwassers verlangen. Die Gemeinde Dätgen kann Fristen 
festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendi-
gen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 

 
(15) Die Gemeinde Dätgen ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzuneh-

men. Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Grundstückseigentümer, falls sich 
herausstellt, dass ein Verstoß gegen Absätze 2 bis 13 vorliegt, andernfalls die Ge-
meinde Dätgen. 

 
(16) Ist bei Betriebsstörungen oder Notfällen in Gewerbe- und Sondergebieten der Anfall 

verschmutzten Löschwassers nicht auszuschließen, kann die Gemeinde Dätgen ver-
langen, dass der Grundstückseigentümer Vorkehrungen zu treffen und Vorrichtungen 
zu schaffen hat, dass solches Abwasser gespeichert und entweder zu einem von der 
Gemeinde zugelassenen Zeitpunkt in die Abwasseranlage eingeleitet werden kann 
oder auf andere Weise vom Grundstückseigentümer ordnungsgemäß entsorgt wer-
den kann. 

 
 
§ 7 - Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Der Eigentümer eines bebauten Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die 

Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch eine Straße erschlossen ist, in der 
ein betriebsfertiger Abwasserkanal mit Anschlusskanal zu seinem Grundstück vor-
handen ist (Anschlusszwang). Dies gilt auch, wenn das Grundstück wegen der Hö-
henverhältnisse nur über eine private Abwasserhebeanlage angeschlossen werden 
kann. 
 

(2) Mit der ortsüblichen Bekanntgabe der betriebsfertigen Herstellung der Abwasserka-
näle durch die Gemeinde Dätgen wird der Anschlusszwang für die betroffenen 
Grundstücke wirksam. 

 
(3) Die Gemeinde Dätgen kann den Anschluss von unbebauten Grundstücken an die 

bestehende Abwasseranlage verlangen, wenn besondere Gründe (z.B. das Auftreten 
von Missständen) dies erfordern. 
 

(4) Wer nach Absatz 1 zum Anschluss verpflichtet ist, hat spätestens einen Monat nach 
Wirksamwerden des Anschlusszwangs prüffähige Unterlagen über die privaten Ab-
wasseranlagen bei der Gemeinde Dätgen einzureichen. Bei Neu- und Umbauten 
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muss die Anschlussleitung vor Bezugsfertigkeit bzw. Benutzbarkeit des Bauvorha-
bens hergestellt sein. 

 
(5) Den Abbruch eines an die Abwasseranlage angeschlossenen Gebäudes hat der An-

schlussverpflichtete der Gemeinde Dätgen rechtzeitig vorher mitzuteilen, damit die 
Anschlussleitung bei Abbruchbeginn verschlossen oder beseitigt werden kann. Un-
terlässt er dies schuldhaft, so hat er für den dadurch entstehenden Schaden aufzu-
kommen.  

 
(6) Wer nach Absatz 1 zum Anschluss verpflichtet ist, hat nach Herstellung des betriebs-

fertigen Anschlusses das auf dem Grundstück anfallende Abwasser in die Abwas-
seranlage einzuleiten (Benutzungszwang). 

 
(7) Soweit die Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 6 nicht vorliegen, hat der Ei-

gentümer eines Grundstücks, auf dem sich eine Grundstücksabwasseranlage (Klein-
kläranlage, abflusslose Grube) befindet, sein Grundstück an die Einrichtungen zum 
Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms oder des in abflusslosen 
Gruben gesammelten Abwassers anzuschließen (Anschlusszwang). Er ist verpflich-
tet, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die Grundstücksabwasseran-
lage einzuleiten und es dem Amt Nortorfer Land bei Abholung zu überlassen (Benut-
zungszwang). 
 

(8) Der nach Absatz 7 Anschluss- und Benutzungspflichtige hat dem Amt Nortorfer Land 
vor Inbetriebnahme neuer Grundstücksabwasseranlagen die Anzahl, die Art und die 
Größe dieser Anlagen auf dem Grundstück anzuzeigen. 

 
 
§ 8 - Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1)  Bei der zentralen öffentlichen Schmutzwassereinrichtung kann die Befreiung vom 

Anschluss- und Benutzungszwang auf Antrag gewährt werden, wenn der Anschluss 
des Grundstücks für den Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Aufforderung zum An-
schluss bei der Gemeinde Dätgen zu stellen. Wird die Befreiung hinsichtlich der 
Schmutzwasserbeseitigung ausgesprochen, ist dem Grundstückseigentümer nach 
den Vorschriften des Landeswassergesetzes die Abwasserbeseitigungspflicht zu 
übertragen und es besteht für das Grundstück die Verpflichtung zum Anschluss und 
zur Benutzung einer abflusslosen Grube im Sinne von § 5 Abs. 3. 

 
(2) Anschluss- und Benutzungszwang für das Niederschlagswasser besteht für alle 

Grundstücke nicht, deren Eigentümern die Abwasserbeseitigungspflicht entspre-
chend den Vorschriften des Landeswassergesetzes übertragen wurde. 

 
(3) Niederschlagswasser kann vom Grundstückseigentümer in einem Wasserspeicher 

gesammelt und von ihm auf dem eigenen Grundstück verbraucht oder verwertet wer-
den, insbesondere für die Toilettenspülung oder zur Gartenbewässerung sowie bei 
Erwerbsgärtnereien für die Bewässerung. Ein eventuell entgegenstehender An-
schluss- und Benutzungszwang bei der Wasserversorgung bleibt unberührt. Soweit 
der vorhandene Wasserspeicher für die bei in der Gemeinde üblichen Starkregener-
eignissen (Gewitterregen) anfallenden Wassermengen nicht ausreicht und ein Über-
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lauf vorhanden ist, gilt insoweit § 7. Das für die Toilettenspülung oder andere häusli-
che Zwecke verwandte Niederschlagswasser ist als Schmutzwasser in die zentralen 
Abwasserbeseitigungsanlagen einzuleiten. 

 
(4) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann unter dem Vorbehalt des 

jederzeitigen Widerrufs oder befristet ausgesprochen werden. 
 
 
§ 9 - Art und Ausführung der Anschlüsse an die Abwasseranlage 
 
(1) Unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 soll jedes Grundstück einen unterirdi-

schen und in der Regel unmittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage haben, 
beim Trennverfahren je einen Anschluss an den Schmutz- und an den Regenwas-
serkanal. Auf Antrag und gegen Kostenerstattung kann ein Grundstück zwei oder 
mehrere Anschlüsse erhalten. Die Gemeinde Dätgen kann bei Vorliegen besonderer 
Verhältnisse auch gestatten, dass zwei oder mehrere Grundstücke einen gemeinsa-
men Anschluss erhalten. Vor Zulassung eines gemeinsamen Anschlusses müssen 
die Unterhaltungs- und Benutzungsrechte und -pflichten im Einvernehmen mit der 
Gemeinde Dätgen schriftlich festgelegt und grundbuchlich oder durch Baulasteintra-
gung gesichert werden. 

 
(2) Die Lage, Führung und lichte Weite der Anschlussleitung sowie die Lage des Reini-

gungsschachtes bestimmt die Gemeinde Dätgen; begründete Wünsche des An-
schlussnehmers sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

 
(3) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung 

(Reinigung, Ausbesserung) der Anschlussleitungen und -einrichtungen auf den 
Grundstücken obliegen dem Anschlussnehmer. Die Arbeiten müssen fachgemäß 
und nach etwaigen besonderen Vorschriften der Gemeinde Dätgen durchgeführt 
werden. 

 
(4) Alle Anlagen und Einrichtungen, die der Genehmigung bedürfen (§ 11), unterliegen 

einer Abnahme durch die Gemeinde Dätgen. Der Anschlussnehmer oder die ausfüh-
rende Firma hat Baubeginn und Fertigstellung bei der Gemeinde Dätgen anzuzeigen. 
Bei Abnahme müssen alle abzunehmenden Anlagen sichtbar und gut zugänglich 
sein. Die Abnahme darf nur erfolgen, wenn der Grundstückseigentümer einen Nach-
weis der Dichtigkeit der Grundstücksabwasseranlagen vorlegt. Die Prüfung und Ab-
nahme der Anlagen durch die Gemeinde Dätgen befreit den ausführenden Unter-
nehmer nicht von seiner zivilrechtlichen Haftung für eine fehlerfreie und vorschrifts-
mäßige Ausführung der ihm übertragenen Arbeiten. 

 
(5) Der Anschlussnehmer ist für den jederzeit ordnungsgemäßen Zustand und Betrieb 

der Anschlussleitungen und -einrichtungen verantwortlich. Er haftet für alle Schäden 
und Nachteile, die infolge mangelhaften Zustandes oder satzungswidriger Benutzung 
entstehen. Er hat die Gemeinde Dätgen von Ersatzansprüchen freizustellen, die Drit-
te bei der Gemeinde Dätgen aufgrund von Mängeln geltend machen. Bei einem ge-
meinsamen Anschluss für mehrere Grundstücke sind die Eigentümer der beteiligten 
Grundstücke für die Erfüllung der Unterhaltungs- und Benutzungspflichten Gesamt-
schuldner. 

 



10 

(6)  Die Gemeinde Dätgen kann jederzeit fordern, dass die Anschlussleitungen und -
einrichtungen in den Zustand gebracht werden, der den Erfordernissen der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung entspricht. Sie ist berechtigt, die Einrichtungen und den 
Betrieb zu überwachen. 

 
 
§ 10 - Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1)  Die Grundstücksentwässerungsanlage besteht aus den Anlagen und Einrichtungen 

des Grundstückseigentümers, die der Ableitung des Abwassers dienen Die Grund-
stücksentwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist von dem 
Grundstückseigentümer unter Beachtung gesetzlicher und behördlicher Bestimmun-
gen nach den Regeln der Technik, insbesondere gem. DIN 1986 und DIN EN 752, 
und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten herzustellen, zu er-
weitern, zu erneuern, zu ändern, umzubauen, zu unterhalten und zu betreiben. Die 
Hausinstallation muss nach DIN EN 12056 belüftet sein. Für die ordnungsgemäße 
Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Umbau und Unterhaltung sowie 
den sicheren Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage ist der Grundstücksei-
gentümer verantwortlich. Arbeiten dürfen nur durch fachlich geeignete Personen 
ausgeführt werden. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen. Hat der Grundstückseigentümer die Anlage oder Anlagenteile einem 
Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem ver-
antwortlich. 

 
(2)  Besteht zur Abwasserbeseitigungsanlage kein natürliches Gefälle, so kann die Ge-

meinde den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grund-
stücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der 
Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausfüh-
rung der Abwasserbeseitigungsanlage nicht möglich ist. Die Hebeanlage ist Bestand-
teil der Grundstücksentwässerungsanlage.  

 
(3)  Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von 

Rohrgräben, das Verlegen der Abwasserleitungen bis zum Grundstücksanschluss 
sowie das Verfüllen der Rohrgräben muss nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik erfolgen. 

 
(4)  Bei der Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlage und dem Anschluss der 

Leitungen an den Grundstückanschlusskanal ist darauf zu achten, dass keine Steine, 
Erde oder andere Stoffe, die zu Störungen der Anlage führen können, in den An-
schlusskanal gelangen. 

 
(5)  Vorbehandlungsanlagen, zu denen auch die Abscheider gehören, sind gemäß den 

Regeln der Technik, ggf. nach den Vorgaben des Herstellers bzw. nach der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt), 
Berlin, in Abstimmung mit der Gemeinde zu errichten und so zu betreiben, dass das 
Abwasser in frischem Zustand in die Anlagen der Gemeinde eingeleitet wird. Ab-
scheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf geleert werden. Die 
ordnungsgemäße und regelmäßige Entleerung und die Beseitigung des Abscheide-
guts ist der Gemeinde nachzuweisen. 
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(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebs-
fähigen Zustand zu erhalten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist so zu betrei-
ben, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer oder störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter ausgeschlossen sind. Werden Mängel 
festgestellt, so kann die Gemeinde fordern, dass die Grundstücksentwässerungsan-
lage unverzüglich auf Kosten des Grundstückseigentümers in den vorschriftsmäßi-
gen Zustand gebracht wird. 

 
(7)  Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr 

den jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 2, so hat sie der Grund-
stückseigentümer auf Verlangen der Gemeinde auf eigene Kosten entsprechend an-
zupassen. Für die Anpassung ist dem Grundstückseigentümer eine angemessene 
Frist einzuräumen. Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung auch dann ver-
pflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage das erforderlich ma-
chen. 

 
 
§ 11 - Anschlussgenehmigung 
 
(1) Die Herstellung und Änderung von Anschlussleitungen und -einrichtungen sowie von 

Grundstückentwässerungsanlagen bedürfen der Anschlussgenehmigung durch die 
Gemeinde Dätgen. Die Gemeinde Dätgen ist berechtigt, in den Fällen, in denen sich 
trotz Einhaltung der DIN EN-Vorschriften Störungen an den öffentlichen Abwasseran-
lagen bzw. an den Grundstücksentwässerungsanlagen oder deren Betrieb ergeben, 
eine von den allgemeinen DIN EN-Vorschriften abweichende Ausführung zu verlan-
gen. 

 
(2)  Für das bauaufsichtliche Verfahren gelten im Übrigen die landesrechtlichen Be-

stimmungen. 
 
 
§ 12 - Betriebsstörungen 
 
(1) Gegen Rückstau aus den Abwasseranlagen in die angeschlossenen Grundstücke hat 

sich jeder Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 
(2) Rückstauebene ist der nächst höherliegende Schacht vor dem anzuschließenden 

Grundstück. Unter dem Rückstau liegende Räume, Schächte, Schmutzwasserabläu-
fe usw. müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik gem. den An-
forderungen der jeweils geltenden DIN Normen oder anderen Vorschriften gegen 
Rückstau gesichert sein. Die Sperrvorrichtungen sind dauernd geschlossen zu halten 
und dürfen nur bei Bedarf geöffnet werden. 

 
(3) Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein können oder die an-

grenzenden Räume unbedingt gegen Rückstau geschützt werden müssen, z.B. 
Wohnungen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder andere wertvol-
le Güter, ist das Schmutzwasser nach Maßgabe der Anforderungen der jeweils gel-
tenden DIN Normen oder anderen Vorschriften mit einer automatisch arbeitenden 
Abwasserhebeanlage bis über die Rückstauebene zu heben. 
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(4) Bei Betriebsstörungen in den Abwasseranlagen und bei Auftreten von Schäden, die 
durch Rückstau infolge höherer Gewalt, wie z.B. Hochwasser, Wolkenbruch u.a. 
hervorgerufen werden, bestehen keine Ansprüche auf Schadenersatz, es sei denn, 
dass die Schäden von der Gemeinde Dätgen aufgrund Vorsatzes oder grober 
Fahrlässigkeit zu vertreten sind. 

 
 
§ 13 - Auskunfts- und Meldepflichten sowie Zugangsrecht 
 
(1) Die Benutzungspflichtigen sowie die sonstigen Nutzungsberechtigten des Grund-

stückes haben alle für die Prüfung der Grundstücksabwasseranlagen der An-
schlussleitungen und -einrichtungen sowie der Abscheider und die für die Berech-
nung der Abgaben- und Erstattungsansprüche erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. Sie haben die Gemeinde Dätgen bei Betriebsstörungen oder Notfällen, bei 
denen der Abwasseranlage Stoffe zugeführt werden können, deren Einleitung 
nach dieser Satzung nicht zugelassen ist, unverzüglich zu informieren.  
 

(2) Den Beauftragten der Gemeinde Dätgen ist zur Wahrnehmung der Rechte und 
Pflichten aus dieser Satzung ungehindert Zugang zu allen Grundstücken zu ge-
währen. Alle Teile der Grundstücksabwasseranlage, die Reinigungsöffnungen, 
Prüfschächte, Rückstauverschlüsse und Abscheider müssen den Beauftragten 
zugänglich sein. 

 
 
§ 14 – Anschlussbeitrag, Kostenerstattungen und Gebühren 
 
Zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Ausbau und Umbau der Abwasser-
anlage werden Anschlussbeiträge, zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, die 
Veränderung und die Beseitigung der Grundstücksanschlüsse werden Kostenerstattungen 
und zur Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung werden Benutzungsgebühren 
nach einer besonderen Beitragssatzung und einer besonderen Gebührensatzung erho-
ben. 
 
 
§ 15 – Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach die-

ser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- und grundstücksbe-
zogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 
24 bis 28 BauGB der Gemeide oder dem Amt Nortorfer Land bekannt geworden 
sind sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde und des Katasteramtes sowie aus dem Betrieb der zentralen Wasserver-
sorgungsanlage durch das Amt Nortorfer Land zulässig. Das Amt darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Ermittlung der Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten 
nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

 
(2) Das Amt Nortorfer Land ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der An-

schlussberechtigten und Anschlussverpflichteten und von nach dem Absatz 1 an-
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fallenden Daten ein Verzeichnis der Anschlussberechtigten und Anschlussver-
pflichteten mit den für die Aufgaben nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu 
führen und diese Daten zum Zwecke der Ermittlung der Anschlussberechtigten 
und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung sowie zum Aufbau einer Anla-
gen- und Schadensdatei zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
 
§ 16 - Ordnungswidrigkeiten 
 
(1)  Ordnungswidrig nach § 144 Abs. 2 Landeswassergesetz handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 
 

a) nach § 5 Abs. 2 unzulässige Abwassereinleitungen vornimmt, 
b) nach § 6 den Benutzungsbegrenzungen zuwiderhandelt, 
c) nach § 9 Abs. 3 die Anschlussleitungen und -einrichtungen nicht ordnungs-

gemäß herstellt und unterhält, 
d) die nach § 11 Abs. 1 erforderlichen Genehmigungen nicht einholt, 
e)  den in § 13 geregelten Auskunfts- und Mitteilungspflichten zuwiderhandelt 

und das Zugangsrecht verwehrt. 
 
(2)  Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 Gemeindeordnung handelt, wer dem An-

schluss- und Benutzungszwang nach § 7 zuwiderhandelt. 
 
 
§ 17 – Übergangsregelung / Inkrafttreten 
 
Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden 
nach den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Dätgen vom 
30.04.1987 außer Kraft.  
 
 
Dätgen, den 20.12.2017  
Gemeinde Dätgen 
Der Bürgermeister 
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